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Als der Bundesrat versuchte,
den Weltfrieden zu retten
In der Suezkrise 1956 erprobt die Regierung eine aktivere Neutralität und organisiert eine Swissair-Luftbrücke

CHRISTOPH WEHRLI

Von nichts Geringerem als der «Dro-
hung eines dritten Weltkriegs» spricht
der Bundesrat in einer Erklärung. In den
ersten Novembertagen des Jahres 1956
eskalieren in der Tat gleich zwei interna-
tionale Krisen. Ägypten hat im Juli mit
der Nationalisierung des Suezkanals, für
den eine mehrheitlich französische Ge-
sellschaft die Konzession besitzt, Gross-
britannien und Frankreich provoziert.
Deren militärisches Eingreifen erzürnt
nun wiederum die Sowjetunion, die das
Regime von Gamal Abdel Nasser unter-
stützt. Währenddessen tobt in Ungarn
ein offener Kampf zwischen Aufständi-
schen und dem kommunistischen Herr-
schaftssystem. Die Gefahr einer mas-
siven Ost-West-Konfrontation scheint
gross, auch wenn die USA einen Kon-
flikt zu vermeiden suchen und in der
Uno um Lösungen gerungen wird.

Am 4. November kulminiert die
sowjetische Unterdrückungsaktion in
Budapest in der Absetzung der reform-
willigen Regierung. Der Bundesrat
reagiert sogleich, an einem Sonntag,
mit einer ungewöhnlichen Erklärung, in
der er seiner «Bestürzung» und seinem
«Schmerz» Ausdruck gibt. Er erwähnt
auch die Ereignisse im Nahen Osten und
wünscht «die sofortige Einstellung der
Feindseligkeiten», hat es aber abgelehnt,
einen konkreteren Vorschlag anzufügen,
wie ihn Aussenminister Max Petitpierre
vorbereitet hat.

An den Realitäten vorbei

Zwei Tage später ist der Zeitpunkt da-
für gekommen. Die beiden europäi-
schen Mächte haben – nach einem mit
ihnen abgesprochenen Vorstoss Israels
ins ägyptische Territorium – ihre Lande-
operationen fortgesetzt, obschon in
der Uno-Generalversammlung bereits
der Einsatz einer Friedenstruppe be-
schlossen worden ist. Moskau droht am
5. November damit, «durch Gewalt-
anwendung die Aggressoren zu zerschla-
gen», und deutet sogar an, dass London
und Paris in der Reichweite sowjetischer
Atomraketen lägen (was effektiv nicht
der Fall ist).

Als Bundespräsident Markus Feld-
mann am 6. November um 1 Uhr 40 via
Depeschenagentur vom sowjetischen
Schreiben an Paris und London erfährt,
konsultiert er den Chef des Nachrich-
tendienstes, bietet aber die Regierung
nicht sofort auf. In einer um 9 Uhr be-
ginnenden Sitzung hält Aussenminis-
ter Petitpierre dann fest, «dass dies der
Moment sei, wo die Schweiz einen Ver-
such zur Rettung des Weltfriedens ma-
chen» sollte. Er beantragt einen dringen-
den Appell an die vier Grossmächte, die
sich im Vorjahr in Genf zu einem Gipfel
getroffen haben, ohne Verzug eine Kon-
ferenz abzuhalten, allenfalls noch unter
Beteiligung Indiens. Für eine Durchfüh-
rung in der Schweiz biete der Bundesrat
seine Guten Dienste an. Das Kollegium
ist einverstanden.

Das Telegramm aus Bern, wo Petit-
pierre die betroffenen Botschafter
mündlich informiert hat, trifft um 11 Uhr
06 MEZ im Aussenministerium in Lon-
don ein. Um 10 Uhr 45 hat die briti-
sche Regierung jedoch bereits entschie-
den, ab Mitternacht einen Waffenstill-
stand einzuhalten. Paris zieht nach. Die
USA haben die beiden Kolonialmächte
unter Druck gesetzt. Die grösste Gefahr
ist damit vorbei, die Schweiz scheint mit
ihrem Vorstoss ins Leere zu laufen.

Der Konflikt sei noch lange nicht ge-
löst, hält Petitpierre zwei Tage danach in
einem Telegramm an die Aussenposten
fest. Der Bundesrat habe das Verfahren
in der Uno nicht durch ein anderes er-
setzen, sondern «einfach eine Möglich-
keit für jetzt oder später öffnen» wollen.
Zudem markiere sie ihre Unabhängig-
keit von Frankreich und Grossbritannien,
deren diplomatische Vertretung sie in

mehreren arabischen Ländern übernom-
men hat – eine mögliche «Hypothek» in
dieser Region. Zweimal führt der Aus-
senminister an, es sei auch mit Blick auf
«unsere öffentliche Meinung» wichtig,
dass man nicht passiv geblieben sei.

Von den angesprochenen Staaten
stimmen Indien und die Sowjetunion
einer Konferenz zu, wogegen die drei
westlichen Mächte abwinken, haupt-
sächlich mit Verweis auf die Bemühun-
gen der Uno in New York. Innerhalb der
Aussenministerien ist die schweizerische

Initiative teilweise wohlwollend aufge-
nommen worden; in Paris etwa soll sich
beim Eintreffen der Nachricht die Stim-
mung etwas entspannt haben.

Der Bundesrat ist zufrieden. Er hat,
wie es in einem internen Bericht heisst,
nicht mit der britisch-französischen Be-
reitschaft zu einer «Kapitulation» und
einem «Gesichtsverlust» gerechnet. Im
Moment habe er «instinktmässig richtig
gehandelt, resümiert Bundespräsident
Feldmann. Aus Distanz betrachtet ging
die Aktion hingegen an den Realitäten
der internationalen Diplomatie vorbei,
indem man in Bern die Rolle der Uno
unter- und die eigenen Möglichkeiten
überschätzt hat.

Anruf um Mitternacht

Der Generalsekretär der Uno, der
Schwede Dag Hammarskjöld, bleibt
trotz der eher störenden Initiative der
Schweiz bei seiner positiven Einstel-
lung zum neutralen Nichtmitglied. Für
die Mission der UN Emergency Force
(Unef) benötigt er dessen Hilfe. Die
multinationale Truppe soll gemäss Be-
schluss der Generalversammlung den
Waffenstillstand in Ägypten überwa-
chen. Es handelt sich um den ersten Ein-
satz einer zur Selbstverteidigung bewaff-
neten «Uno-Polizei». Nasser akzeptiert

die Aktion, erschwert ihren Beginn je-
doch mit immer neuen Bedingungen.
So lehnt er mehrere Fluggesellschaften
ab, die für den Transport der Unef-Sol-
daten, die sich in Neapel besammeln, in
die Suez-Region vorgeschlagen werden.
Da ruft Hammarskjöld am 8. November
kurz vor Mitternacht den Schweizer Ge-
sandtenAugust Lindt an und fragt,ob die
Schweiz einspringen könne. Lindt tele-
foniert sogleich mit Petitpierre, und die-
ser nimmt Kontakt mit der Swissair auf.

Die schweizerische Fluggesellschaft
zeigt sich bereit.Am 10. November wird
ein Vertrag abgeschlossen und kurz da-
nach am Abend in Kloten die Presse in-
formiert. Die Swissair stellt drei ihrer
sechs DC-6B-Flugzeuge und rund 100
Angestellte zur Verfügung. Noch in der
Nacht beginnt sie mit der Verschiebung
nach Capodichino, wo sie ihre Basis
installiert. Inzwischen stört sich Ham-
marskjöld am «exorbitanten» Preis der
Luftbrücke. Allfällige Missverständ-
nisse (Preis in Franken oder viermal
so wertvolle Dollars?) werden eilig ge-
klärt, die Bedingungen modifiziert. Die
Transporte verzögern sich auch wegen
Komplikationen in Ägypten noch ein
paar Tage. Als Zielflughafen wird Kairo
durch Abu Suweir bei Ismailia ersetzt.

Nachträglich grosszügig

Über die letzten Vorbereitungen in der
Nacht auf den 15. November berich-
ten Journalisten vor Ort. Wie der «Tat»-
Korrespondent im Detail notiert, trifft
er am Flughafen auf die abreiseberei-
ten Kontingente, betriebsame Offiziere,
patrouillierende Polizisten, Material ver-
ladendes Personal, Filmequipen «mit
fahrbaren Scheinwerfern» und andere
Reporter, die die Stimmung einzufangen
suchen. «Jedermann spürt, einem histo-
rischen Augenblick beizuwohnen. Von
den Besatzungen der Swissair geht ein
Eindruck der Ruhe und Sicherheit aus.»
Kurz vor dem Abflug müssen die Dänen
und die Norweger «ihre Helme ab-
geben und fassen neue, blaugestrichene,
die sie neben der grossen leuchtenden
Armbinde als Uno-Soldaten kennzeich-
nen». Eine halbe Stunde später hebt die
«Genf» HB-IBE pünktlich ab.

Die Pendelflüge verlaufen gut.
Bis zum vereinbarten Termin, dem
25. November, können allerdings statt
der geplanten 3800 nur 1253 Mann in
die Kanalzone gebracht werden, da

in Abu Suweir nachts nicht gelandet
werden kann und auch einige Ausrüs-
tung zu transportieren ist. Kanadische
Flugzeuge lösen die schweizerischen
ab. Hammarskjöld bedankt sich tele-
grafisch bei Petitpierre für den geleiste-
ten Dienst. Später wird er dem Schwei-
zer Uno-Beobachter erklären, dass man
dank dem eidgenössischen Engagement
eine Woche Zeit gewonnen habe; dies
«erlaubte es, der russischen Infiltration
in Ägypten zuvorzukommen».

Petitpierre wollte allerdings, trotz der
Chance eines willkommenen Image-Ge-
winns, die offizielle Schweiz nicht invol-
viert sehen: Die Uno habe die Swissair
angefragt, und diese sei Vertragspartne-
rin. Schon bald aber wird ihm zugetra-
gen, es sei im Ausland die Kritik zu ver-
nehmen, dass die Schweiz wieder einmal
aus einer Krise Profit zu ziehen verstehe.
Der Gesandte August Lindt empfiehlt
daher einen finanziellen Beitrag des
Bundes an den Flugkosten,allerdings nur
in der Höhe von 50 Prozent, damit sich
das Land nicht vollständig mit der unter
arabischem und sowjetischem Argwohn
stehenden Mission identifiziere. Petit-
pierre beantragt dem Bundesrat schliess-
lich die volle Übernahme der Kosten von
1,68 Millionen Franken. Denn die Wahl
sei wohl deshalb auf die Swissair gefal-
len, weil so der Transport «unter dem
Symbol des Schweizerkreuzes, d. h. dem
Symbol der schweizerischen Neutralität
und des schweizerischen Friedenswillens
durchgeführt wird».

Im Dezember werden noch ein paar
weitere Flüge durchgeführt, doch einen
längeren Einsatz einer DC-3 lehnt die
Swissair mit dem Einverständnis des
EPD ab. Bis sich Schweizer selber be-
waffnet an einer friedenserhaltenden
Operation (in Kosovo) beteiligen, wird
es noch 46 Jahre dauern. Die Unef ihrer-
seits bleibt in Ägypten bis im Mai 1967,
als Nasser fatalerweise ihren Abzug
verlangt – ein entscheidender Schritt
zu dem für die Araber verheerenden
Sechstagekrieg.

Der Uno-Generalsekretär würdigte seinen Einsatz: der Schweizer Aussenminister Max Petitpierre 1959. ULLSTEIN

Deutlich härtere
Strafen für
Kinderschänder
Liechtensteins Regierung reagiert
auf Forderungen der Bevölkerung

GÜNTHER MEIER, VADUZ

Gerichtsurteile in Liechtenstein wegen
sexuellen Missbrauchs von Kindern
oder der Verbreitung von kinderporno-
grafischen Fotos und Videos sorgten in
den vergangenen Jahren regelmässig
für Empörung in der Öffentlichkeit. Als
«Kuscheljustiz» wurde ein Urteil ange-
prangert, nachdem ein Gericht einen
Mann für den sexuellen Missbrauch
von mehreren minderjährigen Buben
zu einer Freiheitsstrafe von 21 Mona-
ten verurteilt hatte. Anlass für die Kri-
tik war, dass das Gericht 14 Monate der
Freiheitsstrafe als bedingt aussetzte, weil
der Angeklagte bis zu diesen Verfehlun-
gen als unbescholten galt.

Zu Forderungen nach härterer Be-
strafung kam es auch im Fall eines
Täters, der während mehrerer Jahre eine
Reihe minderjähriger Mädchen sexuell
missbraucht hatte und dafür zu einer
Freiheitsstrafe von zweieinhalb Jahren
verurteilt wurde. Der Unmut in der Be-
völkerung über die als zu mild empfun-
denen Verurteilungen führte im vergan-
genen Jahr zu einem parlamentarischen
Vorstoss, der eine Anpassung des Straf-
rechts forderte.

Weit gespannter Strafrahmen

Die liechtensteinische Regierung hat
die Aufforderung, eine härtere Bestra-
fung von Kinderschändern vorzusehen,
mit der Verschärfung der Strafen bei
Kindsmissbrauch umgesetzt. So schlägt
die Regierung vor, die Tagessätze bei
Geldstrafen von bisher maximal 1000
Franken auf 5000 anzuheben. Bei sexu-
ellem Missbrauch von Unmündigen soll
die Mindeststrafe von sechs Monaten auf
ein Jahr fast verdoppelt werden. Wenn
Gewaltanwendung mit im Spiel ist, was
den Tatbestand des schweren sexuellen
Missbrauchs erfüllt, wird die Mindest-
strafe auf zwei Jahre Freiheitsentzug an-
gehoben.Die Höchststrafen von fünf Jah-
ren bei Missbrauch und von zehn Jahren
bei schwerem Missbrauch bleiben auf
dem bisherigen Niveau.

Der relativ weit gespannte Rahmen
zwischen Mindest- und Höchststrafe soll
den Strafgerichten ermöglichen, eine auf
den individuellen Fall zugeschnittene
Strafe festzusetzen. Ziel der Strafe solle
nicht einfach nur Vergeltung sein, unter-
streicht die Regierung in diesem Zusam-
menhang, sondern auch, die Täter von
weiteren Straftaten abzuhalten.

Verschärfung bei Pornografie

Nicht nur die Gerichtsurteile für Kin-
derschänder standen in den letzten Jah-
ren in der Kritik der Öffentlichkeit.Auf-
sehen erregte der Fall eines Täters, dem
der Besitz von grossen Beständen von
kinderpornografischem Material nach-
gewiesen werden konnte. Das Gericht
sprach eine Geldstrafe von 1800 Fran-
ken sowie eine bedingte Freiheitsstrafe
von sechs Monaten aus,was in der Bevöl-
kerung für Unverständnis sorgte. «Wäre
der Delinquent betrunken Auto gefah-
ren», lautete dazu im Parlament ein Ver-
gleich, «so wäre seine Busse höher aus-
gefallen als der abscheuliche Besitz von
kinderpornografischem Material.»

Auf solche Kritik reagierte die Regie-
rung mit einer deutlichen Verschärfung
des Strafrahmens bei der Verbreitung
von Pornografie mit Minderjährigen.
Wer pornografische Darstellungen einer
minderjährigen Person herstellt, ande-
ren vorführt, überlässt oder zugänglich
macht, wird künftig mit einer Freiheits-
strafe von sechs Monaten bis zu fünf
Jahren bestraft. Bis zu zehn Jahren reicht
neu die Strafandrohung, wenn Pornogra-
fie mit Minderjährigen zum Zweck der
Verbreitung hergestellt und tatsächlich
verbreitet wird. Ein noch höheres Straf-
mass bis zu fünfzehn Jahren Freiheits-
entzug ist in Zukunft für die «besonders
verwerfliche Tatbegehung» vorgesehen,
wenn die Täter als Mitglied einer krimi-
nellen Vereinigung handeln oder wenn
die Tat schwere Nachteile für die min-
derjährigen Opfer zur Folge hat.

Nasser akzeptiert
die Uno-Soldaten,
lehnt aber mehrere
Airlines ab, die sie
transportieren sollen.
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Wie viel bringen
Lehrkräfte ohne Diplom wirklich?
530 Lehrerinnen und Lehrer stehen im Kanton Zürich ohne entsprechende Ausbildung im Klassenzimmer – eine Bilanz nach zwei Monaten

ISABEL HEUSSER

Als Ende August Tausende von Erst-
klässlerinnen und Erstklässlern imKan-
ton Zürich einen neuen Lebensabschnitt
beginnen, betreten auch zahlreiche
Lehrpersonen unbekanntes Terrain.
Diejenigen nämlich, die kein Diplom
in der Tasche haben. Um dem gravie-
renden Lehrermangel entgegenzuwir-
ken, hat die Bildungsdirektion als Not-
fallmassnahme erlaubt, dass vorüber-
gehend auch Lehrerinnen und Lehrer
ohne entsprechende Ausbildung unter-
richten dürfen.

Das kam nicht überall gut an. Kaum
war das neue Schuljahr gestartet, schlug
Dagmar Rösler, Präsidentin des Dach-
verbands Lehrerinnen und Lehrer
Schweiz, Alarm: Wegen des Lehrer-
mangels sei die Qualität der Bildung in
Gefahr. Den Einsatz von Lehrkräften
ohne Diplom kommentierte sie gegen-
über den Tamedia-Zeitungen so: «Als
Mutter würde ich mir Sorgen machen.»

Auch der oberste Lehrer im Kanton
Zürich, Christian Hugi, zeigte sich skep-
tisch.Wenn der Eindruck entstehe, dass
Motivation und ein Händchen für Kin-
der für den Lehrerberuf reichten, sei
das falsch, erklärte er. Manuela Schu-
macher hingegen, die als Neu-Lehrerin
ohne Diplom eine Klasse in Feldmeilen
amZürichsee übernahm, sagte zur NZZ:
«Ich freue mich riesig, dass ich das ma-
chen darf.Es ist unwirklich.» Inzwischen
sind zwei Monate vergangen. Hat sich
der Lehrermangel entschärft? Und wie
läuft es in den Schulen mit den Quer-
einsteigern?

«Ein Rucksack an Erfahrungen»

Manuela Schumacher ist zusammen mit
Alexandra Isler, die ebenfalls Neu-Leh-
rerin ist, für eine Klasse zuständig. Schu-
macher steht vier Tage pro Woche im
Klassenzimmer, Isler einen Tag. «So-
wohl für uns als auch für die Kinder war
es eine neue Situation», sagt Isler. «Wir
haben Wert darauf gelegt, dass uns die
Kinder ins Herz schliessen und gern in
die Schule kommen. Ich glaube, das ist
uns gelungen.» Die Rückmeldungen der
Schülerinnen und Schüler seien jeden-
falls sehr positiv. Isler erzählt von Briefen
und Zeichnungen, die die beiden Neu-
Lehrerinnen bekommen. «Das tut gut.»

Isler ist hauptberuflich imKader einer
Immobilienfirma tätig. Sie sagt, sie habe
Verständnis dafür, dass man Lehrperso-
nenohneAusbildungmitSkepsis begegne.
«Doch auch wir bringen einen Rucksack
anErfahrungenmit.» Isler hat selberKin-
der,engagierte sich imElternforum.«Aus-
serdem gibt uns der Lehrplan genau vor,
was wir den Kindern beibringen sollen.
In wichtigen Fächern wie Deutsch oder
Mathematik bleibt kaum Spielraum.»

Misstrauen vonseiten der Eltern ver-
spüre sie nicht, im Gegenteil. «Sie sind
dankbar, dass der Unterricht trotz Leh-
rermangel normal stattfinden kann.»
Manuela Schumacher sagt: «Ich ge-
niesse jeden Tag in der Schule.» Die
Arbeit mit den Kindern empfindet sie
als Bereicherung. Sie sagt aber auch:
«Der Aufwand neben den Unterrichten
ist riesig.» Das Vorbereiten der Lektio-
nen und die Administration nehme viel
Zeit in Anspruch. Ihr komme entgegen,
dass sie viel Erfahrung in derArbeit mit
Kindern habe. «Und wir erfahren viel
Unterstützung von den anderen Lehr-
personen, der Schulleitung und dem
Rektor. Ich habe nur Gutes erlebt, auch
mit Alexandra.»

Schumacher war neun Jahre als Klas-
senassistentin in einer Primarschule in
Erlenbach tätig, während der Pande-
mie sprang sie als Vikarin ein. Ihr En-
gagement in Feldmeilen bestätigt sie in
ihremWunsch,Lehrerin zu werden. «Ich
würde nach Ablauf des Jahres gerne
weitermachen, das wäre auch gut für die
Klasse», sagt sie. Der Einsatz der Leh-
rerinnen und Lehrer ohne Diplom ist
allerdings auf ein Jahr beschränkt.

Gemessen an den rund 18 500 Perso-
nen, die im Kanton an der Volksschule
unterrichten, sind die 530 Lehrerinnen
und Lehrer ohne Diplom wenig. Auch
der Lehrermangel hat sich verringert: In
der Stellenbörse des kantonalen Volks-
schulamts sind zurzeit rund 60 Stellen
ausgeschrieben.EineZahl,die dieAmts-
leiterin Myriam Ziegler im langfristigen
Durchschnitt als normal bezeichnet.

Die Rückmeldungen aus den Ge-
meinden würden zwar nicht systema-
tisch erhoben, sagt Ziegler. Es zeichne
sich aber ab, dass die Schulleitungen bei
der Auswahl von Personen ohne Lehr-
diplom sehr behutsam vorgegangen
seien. Bisher habe es kaum Meldungen
über Schwierigkeiten mit Personen ohne
Lehrdiplom gegeben. «Auch dieAnzahl
Kündigungen in der Probezeit sind nicht
auffällig.» Genaue Daten lägen aller-
dings noch nicht vor, da die Probezeit
bis Ende Dezember dauert.

Der Einsatz von nicht oder nur teil-
weise ausgebildeten Personen in Schu-
len sei in der Geschichte der Volks-
schule nichts ungewöhnliches und werde
in anderen Kantonen schon länger prak-
tiziert, sagt Ziegler. «Die Gemeinden
setzen grundsätzlich alles daran, mög-
lichst ausgebildete Lehrpersonen oder
Personen mit einer schulnahen pädago-
gischen Vorbildung anzustellen.»

Jörg Walser, Rektor der Schule Mei-
len, ist jedenfalls voll des Lobes für die
beiden Lehrerinnen ohne Diplom in
Feldmeilen. «Sie sind mit Freude, Be-
geisterung und grossem Engagement
dabei.», sagt Walser. «Frau Schumacher
und Frau Isler werden durch das ganze
Schulteam sehr gut unterstützt.»

Zusätzlich sei eine Lehrperson direkte
Ansprechperson für didaktische und
methodische Fragen. «Dank der Offen-
heit aller, auch der Eltern, funktioniert es
bestens,und ichhoffe,dass beide ihreAus-
bildung zur Lehrperson an der pädagogi-
schen Hochschule absolvieren können.»

An der Schule Uster sind Lehrperso-
nen ohne Diplom angestellt. Der Ge-
samtschulleiter Markus Zollinger hatte
einen externen Schulberater engagiert,
um eine kreative Lösung für die Perso-
nalsuche zu finden. Dieser liess ein Vi-
deo produzieren, um Lehrpersonen oder
Interessierte auf die Schule aufmerksam
zu machen – mit Erfolg. Alle vakanten
Stellen konnten besetzt werden.

Heute sagt Zollinger: «Wir sind sehr
zufrieden damit, wie es läuft.» Die Leh-
rer ohne Diplom seien engagiert, bräch-
ten frischenWind in die Klassenzimmer
und trügen dazu bei, den Schulbetrieb
aufrechtzuerhalten. Die Qualität des
Unterricht sei gegeben.Auch die Rück-
meldungen von Eltern fielen positiv aus.

Er räumt ein, dass die Lehrpersonen
ohne Diplom eine Herausforderung für
die Schulen darstellen. «Wir müssen ei-
nige Ressourcen in die Begleitung ste-
cken.» Den Neulingen stünden aber ge-
nügend Fachpersonen zur Seite.Zudem:
Eine Lehrperson mit entsprechender
Ausbildung bedeute nicht automatisch,
dass diese auch gute Arbeit leiste. «Wir
hatten schon Leute, bei denen wir merk-
ten, dass es nicht funktioniert. Aktuell
funktioniert es bei allen.»

«Immer noch im Notfallmodus»

Alles in Butter also? Nicht für Christian
Hugi.Die vergleichsweise wenigen offe-
nen Stellen bedeuteten keinesfalls, dass
sich die Situation an den Schulen ent-
spannt habe, sagt der Präsident des Zür-
cher Lehrerinnen- und Lehrerverbands.
«Sie befinden sich immer noch im Not-
fallmodus.»

Als positiv beurteilt er, dass einige
Lehrpersonen ohne Diplom bereits aus
anderenAnstellungenErfahrung imUm-
gangmitKindernhätten.Insgesamt seien
die Schulen aberweiterhin starkbelastet,
weil Laien-Lehrpersonen mehr Betreu-
ung und Unterstützung brauchten.

Wie stark sich dies auch auf die
Qualität des Unterrichts auswirke, sei
schwierig zu beurteilen, sagt Hugi. An-
dere Schulen müssten sich weiterhin mit
Stellvertretungen durchschlagen. Vika-
riate etwa an Studentinnen und Studen-
ten der pädagogischen Hochschule zu
vergeben, sei aber schwieriger gewor-
den, seit das neue Semester angefan-
gen habe.

Belastend sei zudem die Ungewiss-
heit,wie sich die Pandemie in den nächs-
ten Monaten entwickle – und die Frage,
obdie SchulenwiedermitEinschränkun-
gen,etwaderMaskenpflicht,konfrontiert
würden. Die Frage, wie es in einem Jahr
weitergehen soll, hat der Kanton noch
nicht beantwortet. Die Schulen hoffen
deshalb auf eine baldige Klärung.

In Uster sagt der Gesamtschulleiter
Markus Zollinger, sämtliche Neu-Leh-
rer wollten weitermachen. Die Frage ist
allerdings, ob sie das können – und wie.
Diese Unsicherheit sei belastend. «Der
Lehrermangel wird nicht verschwunden
sein im nächsten Sommer.» Er wünscht
sich deshalb eine berufsbegleitende
Ausbildungsstruktur an der pädagogi-
schen Hochschule. «Natürlich brauchen
Lehrpersonen eine Befähigung.Aber es
nützt nichts, wenn wir in einem Jahr alle
wieder wegschicken müssen, weil ihnen
das Diplom fehlt.»

«Ich hoffe sehr, dass es eine nachhal-
tige Lösung geben wird», sagt die Neu-
LehrerinAlexandra Isler. «Kinder brau-
chen Konstanz, und die möchten wir
ihnen geben. Es wäre schade, wenn sich
nach einem Jahr alles wieder ändert.»

Die Bildungsdirektion hat in Aus-
sicht gestellt, dass angehenden Lehr-
personen ihre Erfahrung im Unterrich-
ten oder in bildungsnahen Berufen «ge-
bührend» an die noch zu absolvierende
Ausbildung angerechnet wird. Schuma-
cher, die keineMatur hat,würde dies be-
grüssen. Es wäre sonst ein langer Weg
Richtung Lehrerberuf.

Manuela Schumacher (links) undAlexandra Isler unterrichten eine erste Klasse in Feldmeilen. SIMON TANNER / NZZ

«Wir müssen einige
Ressourcen in die
Begleitung stecken.»
Markus Zollinger
Gesamtschulleiter Uster


